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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2018 Ausgegeben am 6. September 2018 Teil II 

237. Verordnung: Änderung der Sachbezugswerteverordnung 

237. Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der die 
Sachbezugswerteverordnung geändert wird 

Auf Grund des § 15 Abs. 2 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 16/2018 wird im Einvernehmen mit der Bundesministerin 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz verordnet: 

Die Verordnung über die Bewertung bestimmter Sachbezüge (Sachbezugswerteverordnung), 
BGBl. II Nr. 416/2001, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 395/2015 wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 7a lautet der Einleitungssatz: 
„Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer kostenlos oder verbilligt eine arbeitsplatznahe Unterkunft 
(Wohnung, Appartement, Zimmer), die nicht den Mittelpunkt der Lebensinteressen bildet, gilt 
Folgendes:“ 

2. In § 8 wird folgender Abs. 7 angefügt: 
„(7) § 2 Abs. 7a in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 237/2018 ist anzuwenden, wenn 

 – die Einkommensteuer veranlagt wird, erstmals bei der Veranlagung für das Jahr 2018, 
 – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben wird, erstmals für 

Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 2017 enden.“ 

Löger 
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